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Einleitung: Zeitplan und Zweck des Arbeitsbesuchs  

 

Der Arbeitsbesuch wurde am 28. Mai 2018 vom Präsidium des Europäischen Parlaments für 

die zweite Jahreshälfte genehmigt. 

  

Er war ursprünglich für den Zeitraum vom 29. bis zum 31. Oktober 2018 geplant, musste aber 

auf den 17./18. Dezember 2018 verschoben werden, weil die vorgeschriebene Mindestanzahl 

von offiziellen Delegationsmitgliedern nicht verfügbar war. (Die vorgeschriebene Anzahl 

wurde von sechs auf drei verringert.) 

 

Zweck des Arbeitsbesuchs: Erkundung verschiedener Aspekte des Umweltschutzes, der 

öffentlichen Gesundheit und des Landschaftsschutzes im Zusammenhang mit der 

Deponierung in aufgelassenen Steinbrüchen – Petition Nr. 906/2016 (zum Umweltschutz in 

der Region Valle Dora, die sich zwischen den Provinzen Biella und Vercelli in der 

italienischen Region Piemont befindet), eingereicht von Andrea Chemello, Bürgermeister 

von Tronzano Vercellese. Am 23. Januar 2018 stellte Bürgermeister Andrea Chemello die 

Petition den Mitgliedern des Petitionsausschusses in Brüssel vor. Wichtigster Aspekt des 

Arbeitsbesuchs waren die Umweltschäden, die durch Deponierungen im alten Flussbett der 

Dora Baltea entstanden sind, das einst reich an Apfelhainen war und im regionalen 

Gewässerschutzplan als Einzugsgebiet für Grundwasser, das für den menschlichen Verbrauch 

vorgesehen ist, ausgewiesen ist. Im Gebiet Valle Dora wird seit langer Zeit im großen 

Maßstab Kies und Sand abgebaut. Die aufgelassenen Steinbrüche wurden in zahlreichen 

Fällen in Deponien für Abfälle umgewandelt, die insgesamt vier Millionen m3 umfassen. 

 

Der Delegationsbesuch erstreckte sich über zwei halbe Tage. 

 

Am ersten halben Tag wurden die Personen angehört, die der Bürgermeister von Tronzano 

eingeladen hatte: der Erzbischof von Vercelli, medizinische Sachverständige und 

Rechtsexperten, Vertreter der betroffenen Gebietskörperschaften (Provinzen und Region), die 

Sprecherin des „Movimento Valledora“ (Bewegung Valledora) und der Bürgermeister der 

Stadt Acqui Terme in der Provinz Alessandria, deren Gebiet von vergleichbaren 

Umweltschäden betroffen ist. Der zweite halbe Tag war einer Busfahrt mit mehreren Etappen 

gewidmet, um die wichtigsten Steinbrüche und Deponien in den Gemeinden Tronzano, 

Cavaglià und Alice Castello in Augenschein zu nehmen. Das Treffen mit dem italienischen 

Umweltminister, Sergio Costa, oder einem seiner beiden Staatssekretäre (Vannia Gava und 

Salvatore Micillo), das fast zwei Monate im Voraus geplant worden war, wurde hingegen 

abgesagt.  
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17. Dezember 2018 (Nachmittag): 

Resümee der Anhörungen 

Rednerliste 

– Marco Arnolfo – Erzbischof von Vercelli 

– Michele Greco – Rechtsbeistand der Gemeinden der Region Valle Dora 

– Marina De Maio – Professorin am Polytechnikum Turin 

– Roberta Buosi – Chefärztin der onkologischen Abteilung des Krankenhauses Santo Spirito 

in Casale Monferrato  

– Marco Calgaro – Verband „Medici per l’Ambiente“ (Ärzte für die Umwelt) 

– Christian Salerno – Biologe mit Fachgebiet medizinische Statistik und 

Umweltepidemiologie 

– Enzo Favoino – Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Wissenschaftsausschusses des 

Forschungszentrums „Rifiuti Zero“ (kein Abfall) 

– Anna Andorno – gemeinnütziger Verband „Movimento Valledora“ (Bewegung Valledora) 

– Alberto Valmaggia – für den Umweltschutz zuständiges Mitglied des Regionalrats der 

Region Piemont  

– Carlo Riva Vercellotti – Präsident der Provinz Vercelli 

– Paolo Rizzo – in Vertretung des Präsidenten der Provinz Biella 

– Lorenzo Lucchini – Bürgermeister von Acqui Terme (Provinz Alessandria) 

– Andrea Chemello – Bürgermeister von Tronzano Vercellese und Verfasser der Petition 

Nr. 906/2016 

 

Andrea Chemello, Bürgermeister von Tronzano, begrüßt die Teilnehmer, und Beatriz 

Becerra stellt die Delegation vor.  

Rechtsanwalt Michele Greco, Rechtsbeistand der Gemeinden Tronzano, Santhià und 

Cavaglià bei der Klage vor dem Verwaltungsgericht der Region Piemont auf Aufhebung der 

Genehmigung für die Erweiterung von zwei Deponien (circa 600 000 m3), legt in seinem 

Vortrag die folgenden Punkte dar: 

 

• Es bestehen sachliche und verfahrenstechnische Unterschiede zwischen Klagen und 

Petitionen: Klagen betreffen eine einzige Genehmigung und umfassen somit nicht die 

Vielzahl der Probleme, die im Gebiet Valle Dora vorliegen. Petitionen hingegen 

betreffen Dutzende von Problemen, die bereits die zahlreichen Ebenen des 

italienischen Rechtssystems durchlaufen haben und für die kein anderes Rechtsmittel 

mehr verbleibt. 

• Zwei Angelegenheiten, die beide den Verstoß gegen die Richtlinie 1999/31/EG über 

Abfalldeponien1 betreffen, sind Gegenstand der anhängigen Klage auf Aufhebung. 

• Die erste Angelegenheit betrifft die falsche Auslegung von Anhang I Punkt 3.2 letzter 

Absatz der Richtlinie 1999/31/EG durch den Staatsrat. Dieser Absatz lautet: „[...] die 

geologische Barriere [...] kann [...] mit anderen Mitteln künstlich vervollständigt und 

verstärkt werden, so dass sie einen gleichwertigen Schutz gewährleistet.“ Gemäß der 

Richtlinie ist es zulässig, die natürliche geologische Barriere an einem Standort, der 

                                                 
1 Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien (ABl. L 182 vom 16.7.1999), 

umgesetzt durch das Gesetzesdekret Nr. 36 vom 13. Januar 2003.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:31999L0031
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sich in einem Grundwassereinzugsgebiet befindet, künstlich zu vervollständigen, statt 

sie vollständig zu ersetzen. Nach Auffassung von Rechtsanwalt Greco hat der 

Staatsrat2 die Richtlinie völlig falsch ausgelegt, was Anlass zur Einleitung eines 

Vertragsverletzungsverfahrens geben könnte. 

• Die neuen Abfälle werden ohne jeden darunterliegenden Schutz auf die vorherigen 

Abfälle aufgeschüttet, da es sich im vorliegenden Fall um eine bereits vor dem 

Inkrafttreten der Richtlinie 1999/31/EG bestehende Deponie handelt. 

• Die zweite Angelegenheit, die Gegenstand der Klage ist, betrifft die Entfernung 

zwischen der Deponie und Wohngebieten oder landwirtschaftlichen Flächen, und zwar 

unter Bezugnahme auf Anhang I Punkt 1.1 Buchstabe a der Richtlinie, wo es heißt: 

„Bei der Standortwahl für eine Deponie müssen Anforderungen hinsichtlich folgender 

Faktoren berücksichtigt werden: a) die Entfernungen von der Deponiebegrenzung zu 

Wohn- und Erholungsgebieten, Wasserwegen, Gewässern und anderen 

landwirtschaftlichen oder städtischen Flächen“. 

• Im vorliegenden Fall befinden sich Gerinne in einer Entfernung von 10 m vom Rand 

der Deponie und Wohngebiete in einer Entfernung von weniger als 500 m (z. B. 

Cascina La Mandria). Im selben Mindestabstand befinden sich die Brunnen zur 

Versorgung von Cascina, die mit dem von der Deponie beeinträchtigten 

Grundwasserleiter verbunden sind. 

• Die Gemeinde Tronzano hat weitere rechtliche Schritte ergriffen, um einer Klage 

entgegenzutreten, die von einem Steinbruchunternehmen angestrengt wurde, um die 

Aufhebung eines Beschlusses der Regionalregierung zum Verbot von Deponien sowie 

zum Verbot der Erweiterung von Deponien im Gebiet Valle Dora zu erwirken3. Bei 

diesem Beschluss, der zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie gefasst wurde, 

handelt es sich um den italienweit ersten derartigen Beschluss. 

 

Rechtsanwalt Greco weist darauf hin, dass die Abschlussverhandlung vor dem 

Verwaltungsgericht der Region Piemont für den 9. Februar 2019 anberaumt sei und das 

erstinstanzliche Urteil wenige Wochen später ergehen werde. Im Falle einer Anfechtung des 

Beschlusses würden bis zum endgültigen Urteil schätzungsweise eineinhalb Jahre vergehen. 

Er hebt hervor, dass der Abfallnotstand, der als Begründung für den Antrag auf Erweiterung 

angeführt worden sei, niemals eingetreten sei, obwohl die Kapazität der Deponie (deren 

Erweiterung rechtshängig ist) seit zwei Jahren erschöpft sei. 

 

Marina De Maio (Professorin am Fachbereich Umwelt, Landschaft und Infrastruktur des 

Polytechnikums Turin) präsentiert in ihrem Beitrag einen Auszug aus einer – noch aktuellen – 

hydrogeologischen Studie aus dem Jahr 2012 und stellt dabei vor allem die folgenden Aspekte 

in den Mittelpunkt: 

                                                 
2 Staatsrat, Sektion V, Nr. 2683 vom 17. Mai 2013. Abfall: Verbot von Deponien an Standorten mit nicht 

lehmigem Boden nicht rechtmäßig. Im Urteil ist vielmehr zu lesen: Der fraglichen Regelung zufolge gelten die 

natürliche geologische Barriere und die künstliche Barriere im Hinblick auf die Umweltgarantien als 

gleichwertig. Ferner heißt es dort: Künstliche Barrieren können durch geeignete technische Vorkehrungen so 

ertüchtigt werden, dass sie die gesetzlich vorgeschriebenen Anforderungen an Durchlässigkeit und Dicke in 

gleicher Weise erfüllen wie natürliche Barrieren. 
3 Artikel 24 Absatz 8 des Beschlusses Nr. 12-6441 vom 2.2.2018 der Regionalregierung des Piemont. Der Inhalt 

dieses Rechtsakts wurde durch einen weiteren Beschluss vom Juli 2018 betreffend die Überarbeitung des 

regionalen Gewässerschutzplans bestätigt. Dieser Beschluss gilt nicht für die Genehmigung, die Gegenstand der 

ersten Klage ist, da Artikel 24 nicht auf Vorhaben Anwendung findet, deren Umweltverträglichkeitsprüfung 

positiv beschieden wurde. 

http://www.lexambiente.it/materie/rifiuti/59-consiglio-di-stato59/9385-rifiutiillegittimita-divieto-attivita-di-discarica-in-sito-non-argilloso.html
http://www.lexambiente.it/materie/rifiuti/59-consiglio-di-stato59/9385-rifiutiillegittimita-divieto-attivita-di-discarica-in-sito-non-argilloso.html
http://www.lexambiente.it/materie/rifiuti/59-consiglio-di-stato59/9385-rifiutiillegittimita-divieto-attivita-di-discarica-in-sito-non-argilloso.html
http://www.lexambiente.it/materie/rifiuti/59-consiglio-di-stato59/9385-rifiutiillegittimita-divieto-attivita-di-discarica-in-sito-non-argilloso.html


 

PE634.495v05-00 6/22  

DE 

• Geomorphologische Eigenschaften des Bodens im Gemeindegebiet von Tronzano, 

insbesondere der Schwemmlandebene (mit Gletscherablagerungen), woraus sich ein 

Wechsel von Kies und Sand, Grundwasserleitern und begrenzten Lehmablagerungen 

ergibt, da der Wasserfluss nicht stetig ist; 

• Bei der Genehmigung von Steinbrüchen wurde ein Beurteilungsfehler gemacht: Die 

Struktur des Grundwasserleiters ist an solchen Stellen kristallisiert, als ob der 

Grundwasserleiter undurchlässig wäre. Wasser fließt jedoch, sodass die 

Lehmablagerungen keinen Schutz bieten 

• Aus der in Tronzano durchgeführten Erhebung geht hervor, dass das gesamte Gebiet 

und seine Umgebung einer hohen Umweltverschmutzung ausgesetzt sind;  

• Das Verfahren zur Ermittlung der Gefährdung des Grundwasserleiters hat ergeben, 

dass sich der Grundwasserleiter bereits im Stadium „gefährdet“ befindet, sodass der 

betreffende Steinbruch, auch wenn er nicht mehr in Betrieb ist, überwacht werden 

müsse. Bei den Seen handelt es sich schlichtweg um einen sichtbaren Teil des 

Grundwasserleiters, der eine Tiefe von 38 Metern aufweist; 

• Aus den Daten des Überwachungsnetzes der Region Piemont geht hervor, dass die 

Konzentrationen verschiedener Schadstoffe wie Eisen, Mangan, Nickel, Blei, Nitrate 

und Atrazin bei verschiedenen Brunnen die gesetzlich zulässigen Grenzwerte (mg/l) 

überschreiten. Insbesondere werden in Tronzano und anderen Gemeinden im Gebiet 

Valle Dora die Grenzwerte für Eisen erheblich überschritten (6–6,5 mg/l), weshalb 

eine natürliche Quelle wohl auszuschließen ist. Ebenso hoch sind die Manganwerte 

(nicht in Tronzano)

• In Anbetracht der Schwere des Problems, das dadurch entstanden ist, dass in der 

Vergangenheit Deponien im Dringlichkeitsverfahren eröffnet wurden (Dekret des 

Präsidenten der Republik Nr. 915 vom 10. September 1982), müssen unbedingt 

Maßnahmen ergriffen werden, um die Umwandlung weiterer Steinbrüche in Deponien 

zu verhindern. 

 

Da nicht bekannt sei, mit welchen Schadstoffen die Grundwasserleiter belastet sind, schlägt 

Marina De Maio abschließend vor, die Studie aus dem Jahr 2012 zu aktualisieren. 

 

Roberta Buosi (Chefärztin der onkologischen Abteilung des Krankenhauses Santo Spirito in 

Casale Monferrato), Marco Calgaro (Associazione Medici per l’Ambiente – ISDE) und 

Christian Salerno (Biologe und Epidemiologe) stellen ihre Erkenntnisse und Zahlen zu 

folgenden Aspekten vor: 

 

• Auswirkungen der Umweltverschmutzung auf die Gesundheit, sodass es vermehrt zu 

Tumorerkrankungen und Herz-Kreislauf-Erkrankungen kommt. Piemont weist eine 

höhere Tumorrate auf als Süditalien mit Ausnahme Kampaniens, wo die illegalen 

Deponien das „Feuerland“-Phänomen heraufbeschwört haben.

• Es besteht ein Kausalzusammenhang zwischen den durch die Umweltverschmutzung 

freigesetzten karzinogenen Stoffen und Krebs im Kindesalter. In Venetien wurde eine 

Korrelation zwischen Gebieten mit einer erhöhten Lungenkrebsrate und Gebieten 

nachgewiesen, in denen die Flechten (passive Bioindikatoren für die 

Luftverschmutzung) absterben. 

• Drei epidemiologische Studien: Die erste in den fünf Gemeinden des Gebiets Valle 

Dora (Alice Castello, Borgo d'Ale, Cavaglià, Santhià und Tronzano Vercellese), um 

die Zunahme bestimmter Erkrankungen gegenüber Vergleichsdaten für die gesamte 
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Region Piemont zu quantifizieren. Bei folgenden Tumorerkrankungen ist ein Anstieg 

zu verzeichnen: Mund, Nieren, Hirn, Kehlkopf und Prostata (Männer), 

Bauchspeicheldrüse, Lymphom, Leukämie, Magen/Darm und Brust (Frauen), wobei 

die Häufigkeit dieser Tumorarten durch Screening verringert werden könnte. 

• Für die zweite Studie, die sich auf Tronzano und Alice Castello erstreckte, wurden der 

Bevölkerung Fragebögen zugesandt. Dabei wurden Daten zu verschiedenen 

Risikofaktoren für Tumorerkrankungen erfasst (da Tumorerkrankungen durch mehrere 

Faktoren bedingt sind). Anschließend wurde ein Vergleich zwischen zwei Gruppen 

durchgeführt, nämlich zwischen Menschen, die in der Nähe der Deponien leben, 

sodass sie den Umweltfaktoren in besonderem Maß ausgesetzt sind, und Menschen, 

die weniger exponiert sind. Die Ergebnisse belegen, dass das Vorsorgeprinzip 

berechtigt ist, da es sich zwar um ein wenig besiedeltes Gebiet handelt, in dem aber 

eine um 18 % erhöhte Häufigkeit von Tumorerkrankungen und chronisch 

degenerativen Erkrankungen bzw. eine um 60 % erhöhte Häufigkeit nur bei 

Tumorerkrankungen zu verzeichnen ist. Unangenehme Gerüche stellen ebenfalls ein 

Problem dar und können Atemwegsbeschwerden verursachen. 

 

Enzo Favoino vom Wissenschaftsausschuss des Forschungszentrums „Rifiuti zero“ (Kein 

Abfall) äußert sich zur EU-Agenda zur Kreislaufwirtschaft und zur untergeordneten Rolle von 

Deponien in den überarbeiteten EU-Rechtsvorschriften zur Abfallwirtschaft. Dabei geht er auf 

die folgenden Punkte näher ein:  

• Er nennt eine Reihe von Verfahren, mit denen dazu beigetragen werden könne, die 

Deponierung zu verringern und Grundsätze der Kreislaufwirtschaft durchzusetzen, wie 

beispielsweise Hausmüllabfuhr mit Mülltrennung, verursacherbezogene 

Gebührensysteme („Pay-as-you-throw“), Verfahren zur Abfallvermeidung und 

-verringerung sowie Kompostierungs- und Vorbehandlungseinrichtungen. 

• Die im Paket zur Kreislaufwirtschaft gesteckten Ziele, bis 2035 die Siedlungsabfälle 

zu 65 % und bis 2030 die Verpackungsabfälle zu 70 % zu recyceln, sind in großen 

Teilen der Region Piemont schon heute verwirklicht. Es werden auch starke Anreize 

für nachhaltige Gestaltung, verringerten Ressourceneinsatz, die Bekämpfung geplanter 

Obsoleszenz und die Pflicht zur Mülltrennung gesetzt. 

• Jahr für Jahr importiert die EU 60 % der Rohstoffe, die sie benötigt, aus Drittländern. 

Sie muss 27 kritische Rohstoffe in Drittländern einkaufen, beispielsweise seltene 

Erden für elektrische und elektronische Schaltkreise sowie Phosphatgestein für die 

Landwirtschaft. 

• Es wird angestrebt, die 500 kg Siedlungsabfall, die im Durchschnitt pro Jahr von 

jedem Europäer erzeugt werden, in neue Quellen von Mineralien zu verwandeln. Das 

europäische Produktionssystem kann nur überleben, wenn die Ressourcen wieder in 

den Produktionszyklus gelangen. 

• Das von der Ellen MacArthur Foundation ausgearbeitete Diagramm veranschaulicht 

die Vorteile der Kreislaufwirtschaft und verdeutlicht im unteren Teil die 

Ressourcenverschwendung durch Deponien und Verbrennung im Gegensatz zur 

Kreislaufwirtschaft, in der diese Verschwendung auf ein Mindestmaß reduziert wird. 

 

Anna Andorno, Sprecherin des 2007 gegründeten „Movimento Valledora“ (Bewegung 

Valledora), erläutert kurz die Gründe für die Forderungen der Bewegung. Sie beklagt den 

Mangel an angemessenen Kontrollen nach der Genehmigung der Steinbrüche und Deponien. 
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Sie erkennt an, dass einige Bürgermeister und die Provinz Vercelli in den letzten Jahren den 

Kampf der Bürger unterstützt hätten, beklagt aber, dass die Gemeinden, die Provinzen, die 

Region und die italienische Zentralregierung das Vorsorgeprinzip nicht umfassend anwenden 

würden. Daher bittet sie das Europäische Parlament, seine Anstrengungen voranzutreiben, 

damit zukünftig an die Stelle von Deponien und Verbrennungsanlagen Wiederverwendung, 

Wiederverwertung und Neugestaltung im Sinne der Kreislaufwirtschaft treten. Sie fordert das 

Europäische Parlament auf, strenge Vorschriften zu erlassen, mit denen den Umweltanliegen 

der Bürger Rechnung getragen und die Einrichtung von Deponien sowie das Auffüllen von 

Abbaugruben verboten wird. Schließlich weist sie darauf hin, dass die organisierte 

Kriminalität das Geschäft mit Steinbrüchen, die in Abfalldeponien umgewandelt werden, 

unterwandere. 

 

Alberto Valmaggia, für den Umweltschutz zuständiger Regionalrat der Region Piemont, 

Carlo Riva Vercellotti, Präsident der Provinz Vercelli und Paolo Rizzo. In ihrer Präsentation 

legen sie die Standpunkte der jeweiligen Gebietskörperschaften dar, die für die Gesetzgebung, 

Planung und Kontrolle zuständig sind. Ferner erklären sie Folgendes: 

 

• Sie begrüßen den Arbeitsbesuch als positives Signal für die Bevölkerung vor Ort. 

• Sie verweisen auf Artikel 9 der italienischen Verfassung über den Landschaftsschutz 

und Artikel 191 AEUV über die Grundsätze der Vorsorge und Vorbeugung und 

prangern auf dieser Grundlage die untragbare Verschmutzung der Luft, des Wassers 

und des Bodens in der Provinz Vercelli an. 

• Sie betonen, dass das Verbot, neue Deponien einzurichten und bestehende zu 

erweitern, den gemeinsamen Anstrengungen aller Akteure in dem betroffenen Gebiet 

zu verdanken ist. 

• Sie weisen allerdings auf zwei sehr heikle offene Fragen hin: 1) Mit dem Verbot neuer 

Genehmigungen ist es nicht getan, vielmehr ist ein umfassender Plan zur 

morphologischen Renaturierung des Gebiets Valle Dora erforderlich. 2) Die 

Beschränkungen, die die Regionalregierung mit ihrem Beschluss vom 2. Februar 2018 

für das Gebiet Valle Dora verfügt hat, müssen auf sämtliche 

Grundwassereinzugsgebiete ausgeweitet werden. 

• Sie fordern die Region Piemont, den italienischen Staat und das Europäische 

Parlament auf, verbindliche Rechtsvorschriften zum Verbot von Steinbrüchen und 

Deponien in Grundwassereinzugsgebieten auszuarbeiten. 

• Sie fassen den Stand der Genehmigungsverfahren für Deponien in der Provinz Biella 

zusammen: Zwei Deponien in einem aufgelassenen Steinbruch bei Cavaglià bilden 

einen Standort, an dem sowohl ungefährliche feste Siedlungsabfälle als auch 

Sondermüll deponiert werden. (Zuvor wurden die Abfälle aus dem Gebiet Biella in 

einer anderen Gemeinde deponiert.) 

• Im Jahr 2005 wurde für beide Deponien der Plan zur Anpassung an die Bestimmungen 

des Gesetzesdekrets Nr. 36 vom 13. Januar 2003 in Umsetzung der 

Richtlinie 1999/31/EG über Abfalldeponien genehmigt (Fußnote 2). Beide Deponien 

haben nach anschließenden Prüfungen die integrierte Umweltgenehmigung (2012) 

gemäß den Rechtsvorschriften über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 

Umweltverschmutzung erhalten4. 

                                                 
4 Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über 

Industrieemissionen. 
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• Die Provinz Biella erklärte die zusätzlichen Abfallmengen, die sich in den beiden 

Deponien angesammelt hatten, für umweltverträglich im Sinne der einschlägigen 

Rechtsvorschriften5. Die beiden Genehmigungen wurden daraufhin vor dem 

Verwaltungsgericht der Region Piemont angefochten, das sie für rechtens befand. Im 

Oktober 2015 wurden wegen Erschöpfung der Kapazitäten neue Erweiterungsprojekte 

für die beiden Deponien eingereicht, die in einem einzigen 

Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren bearbeitet wurden, das im Juli 2016 mit 

Erfolg abgeschlossen wurde6. 

• Zu diesem Punkt stellt Paolo Rizzo (Stadtrat von Biella) klar, dass zur Vermeidung 

eines Müllnotstands Abfall aus Biella per Lkw zur thermischen Verwertungsanlage in 

Mailand gebracht wird und dass ein Teil des Abfalls bereits in einer 

Biotrocknungsanlage an der Deponie aufbereitet wird. 

• Zum Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigungen stand das Gebiet der Deponien 

uneingeschränkt im Einklang mit der Regionalplanung. Das Gebiet Valle Dora und die 

gesamte Provinz Biella sind nämlich erst im nach der Erteilung der Genehmigungen 

gefassten Beschluss des Regionalausschusses vom 21. Juli 2016 als 

Grundwassereinzugsgebiet ausgewiesen. 

• Bei den Kontrollen, die von der regionalen Umweltschutzagentur ARPA seit 1997 

dreimal pro Jahr durchgeführt werden, wurde keine Verschmutzung des Grundwassers 

festgestellt, die den Deponien ASRAB und A2A zuzuschreiben ist. Allerdings wurden 

im Grundwasser oberhalb der aktuellen Deponien – auf Höhe der alten konsortialen 

Deponien – Spuren von Tetrachlorethen7 und ein hoher Gehalt an Nickel und 

Stickstoff festgestellt, sodass eine Sanierung in Angriff genommen worden ist. 

• Die Provinz Biella strebt nach Exzellenz in Sachen Mülltrennung und möchte den 

Anteil von derzeit 76 % auf 80 % steigern. Sie geht jedoch davon aus, dass sich die 

Null-Abfall-Strategie kurz- bis mittelfristig nicht umsetzen lässt, was ihren 

pragmatischen Ansatz erklärt, der Deponien für die Aufbereitung und Entsorgung von 

Siedlungsabfällen vorsieht. 

 

Lorenzo Lucchini, Bürgermeister von Acqui Terme im Val Bormida (100 km von Tronzano), 

erläutert den Fall seiner Gemeinde, der dem von Tronzano gleicht: Die ganze Bevölkerung sei 

wegen der schwerwiegenden Gefahr einer Grundwasserverschmutzung beunruhigt, die 

ausgelöst werden könnte, wenn die Provinz Alessandria ein Deponievorhaben in der 

Gemeinde Sezzadio (Provinz Alessandria) genehmigt. 

Er macht keine detaillierten Angaben zu laufenden oder anhängigen Anfechtungsverfahren, es 

bestünden jedoch Bedenken hinsichtlich einer gigantischen Deponie für 1,7 Mio. m3 

Industrieabfälle auf einer derzeit als Steinbruch genutzten Fläche. Das Vorhaben stehe in 

Konflikt mit den Bestimmungen des regionalen Gewässerschutzplans, der das Gebiet von 

Sezzadio als eines der vier Vorratsgebiete für das Grundwasser des gesamten Piemont 

ausweise, auf die im Fall einer schwerwiegenden Wasserknappheit zurückgegriffen werden 

könne (wie sie im Sommer 2017 wegen der Dürre eingetreten sei). 

                                                 
5 Gesetzesdekret Nr. 152 vom 3. April 2006 „Norme in materia ambientale“ (Umweltvorschriften). 
6 Für eine Gesamterweiterung um 600 000 m3; siehe die Pressemeldung vom 24. Juni 2016: CAVAGLIÀ. 

Saranno ampliate due discariche (Zwei Deponien werden erweitert). 
7 Tetrachlorethen ist in der Umwelt weit verbreitet und Spuren davon finden sich im Wasser, in 

Wasserorganismen, in der Luft, in Lebensmitteln und im menschlichen Gewebe. Die höchsten 

Umweltkonzentrationen wurden in chemischen Reinigungen und in metallverarbeitenden Betrieben (Verwendung 

als Entfettungsmittel) gemessen. Derartige Emissionen können zu hohen Konzentrationen im Grundwasser 

führen. 
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Bürgermeister Andrea Chemello, einziger Unterzeichner der Petition Nr. 906/2016, die 

Gegenstand dieser Informationsreise ist, gibt im Rahmen seines Vortrags im Namen von 

13 Gemeinden (neben Tronzano elf Gemeinden in der Provinz Vercelli, eine Gemeinde in der 

Provinz Novara und eine Gemeinde in der Großstadtregion Turin) eine Erklärung ab, in der 

die jeweiligen Verwaltungen ihr nachdrückliches Engagement für den Schutz der 

Wasserressourcen und der Umwelt allgemein zum Ausdruck bringen. Die 13 Gemeinden 

wirkten zusammen, um Synergien zu entfalten, mit denen eine Reihe von Zielen in den 

Bereichen Abfälle sowie Grundwasser- und Luftqualität verwirklicht werden sollte.  

 

Diese Ziele seien unter anderem die Verringerung der Abfallmenge insgesamt und 

insbesondere der Menge an unsortiertem Abfall, die Ausweitung der Mülltrennung, die 

Sensibilisierung der Öffentlichkeit für das Recycling und die Förderung von 

Naturschutzgebieten, die Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte für die Luftqualität sowie 

entschiedener Widerstand gegen die Einrichtung von neuen Deponien und/oder die 

Erweiterung von bestehenden Deponien in Grundwassereinzugsgebieten oder in 

Schutzstreifen oberhalb der Austrittsstellen sowie gegen Wirtschaftstätigkeiten aller Art, bei 

denen es zu Unfällen kommen könnte und/oder durch die Wasserressourcen verschmutzt oder 

für den Gebrauch als Trinkwasser ungeeignet gemacht werden könnten. 

 

Das Vorsorgeprinzip müsse maßgeblich für das Vorgehen der öffentlichen Stellen sein, wenn 

es darum gehe, die Deponierung von Abfällen in Grundwassereinzugsgebieten zu verhindern 

und das Verbot der Müllverbrennung aufrechtzuerhalten. Eine solche Strategie dürfe nicht auf 

das Gebiet Valle Dora beschränkt sein, sondern müsse im großen Maßstab umgesetzt werden. 

 

Der Bürgermeister von Tronzano nennt die folgenden Ziele seiner Gemeindeverwaltung: 

 

• Schutz der Wasserressourcen in den Einzugs- oder Neubildungsgebieten des 

Grundwassers, Bekämpfung der angeführten Probleme. 

• Verbot des Auffüllens von Hohlräumen, die nach dem Ende des Betriebs von Steinbrüchen 

zurückbleiben, insbesondere mit „End-of-Waste“-Materialien. Sofern derartige Standorte 

aufgefüllt werden, muss das verwendete Material dieselben chemischen, physikalischen 

und agronomischen Eigenschaften aufweisen wie das zuvor abgebaute Material. 

• Einrichtung obligatorischer Pufferzonen für landwirtschaftliche Intensivkulturen rund um 

Baggerseen; Regulierung gesundheitsschädlicher Stoffe, die in der intensiven 

Landwirtschaft verwendet werden. 

• Strengere Kontrollen der Steinbrüche und der Deponien mit aufgestockten personellen und 

finanziellen Ressourcen. 

• Das aus Recycling hervorgehende Inertmaterial muss weniger kosten als Material, das in 

einem Steinbruch abgebaut wird. 

• Die Kosten der Sanierung von Steinbrüchen und Deponien müssen durch 

Bankbürgschaften von Banken oder Versicherungsgesellschaften mit hoher Bonität (AAA) 

abgedeckt sein. 

• Recycling von Abfällen und Wiederverwendung von Material, einschließlich des aus der 

gesonderten Trocknungsbehandlung hervorgehenden Materials, um die Null-Abfall-

Strategie umzusetzen. In diesem Zusammenhang müssen landesweite und 

grenzübergreifende Initiativen zur Verringerung des Aufkommens an Verpackungsabfällen 

gefördert werden, und Müllverbrennung muss verhindert werden. 
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• Zum Schutz des Bodens muss die Ausbringung von Klärschlamm auf landwirtschaftliche 

Flächen gesetzlich eingeschränkt werden. 

 

 

Abschließend beanstandet Andrea Chemello Folgendes: 

a) Die systematische Verletzung des Vorsorgeprinzips (Artikel 191 AEUV) – abgesehen von 

neueren Fällen – in Valle Dora seitens der Verwaltung der Provinz Vercelli. 

b) Die Unvereinbarkeit aller Deponien im Gebiet Valle Dora mit der Richtlinie 1999/31/EG, 

da sie sich an Standorten ohne natürliche geologische Barrieren befinden. 

c) In der Deponie „Alice 2“ dringt seit 2004 Sickerwasser in das Grundwasser ein und der 

Standort kann nicht mehr saniert werden. Die Entscheidung, die Deponie durch Deckelung 

dauerhaft zu sichern, ist jedoch weder eine angemessene noch eine endgültige Lösung. 

d) Mögliche Verunreinigung der Trinkwasserressourcen von Tronzano Vercellese durch 

Sickerwasser aus allen Deponien im Gebiet Valle Dora und nicht nur durch Sickerwasser 

aus der Deponie „Alice 2“, die nur 5 km von den Brunnen der Trinkwasserleitung von 

Tronzano entfernt ist. 

e) Insgesamt benötigt das Gebiet Valle Dora einen umfassenden Plan für die Sanierung, die 

Renaturierung und den Schutz der Landschaft. Daher bitten seine Einwohner Europa um 

Unterstützung, um alle oben genannten Ziele zu erreichen. 
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18. Dezember 2018 (Vormittag): 

Bericht über die Ortsbesichtigung in vier Etappen 

Andrea Chemello, Luigi Bondonno (Bürgermeister von Alice Castello), Anna Andorno 

und Pietro Pasquino leiten die Besichtigung der Steinbrüche in Tronzano sowie der 

Deponien Alice 2 (in Tronzano), A2A und ASRAB (beide in Cavaglià).  

 

Etappe 1: 

Steinbrüche in Tronzano: Andrea Chemello erläutert, dass die Zuständigkeit für die 

Genehmigung von Steinbrüchen von den Gemeinden auf die Provinzen übertragen worden 

sei. Die Abbautätigkeit sei ein Geschäft geworden, das die Landwirtschaft verdrängt habe. 

Der erste Steinbruch im besichtigten Gebiet sei in den Jahren 2011/2012 von der Guardia di 

Finanza (Finanzpolizei) beschlagnahmt worden, weil dort unzulässige Stoffe deponiert 

worden seien. Bei zwei weiteren Steinbrüchen handle es sich um Grundwasserseen, für die in 

den 2000er-Jahren eine Abbautätigkeit bis zu einer Tiefe von 15 m unter der Wasseroberfläche 

genehmigt worden sei. Im Jahr 2018 habe das Unternehmen, das Inhaber der genannten 

Konzession sei, entschieden, bei einer Tiefe von 9 m die Abbautätigkeit einzustellen und 

einen 25 m breiten Landstreifen auszubaggern, der die beiden Seen voneinander trennte, um 

einen zusammenhängenden Steinbruch zu schaffen. (Es handle sich um die einzige Fläche, die 

im Kataster von Tronzano als Steinbruch eingetragen sei.) 

 

Etappe 2: 

Deponie Alice 2: In den 1970er- und 1980er-Jahren habe sich hier ein Steinbruch befunden, in 

dem Baustoffe abgebaut worden seien. Anfang der 1990er-Jahre sei die Umwandlung in eine 

Deponie erfolgt, wobei grob vereinfachende (und in wissenschaftlicher Hinsicht offenbar 

völlig falsche) Annahmen zugrunde gelegt worden seien, und zwei Parzellen des Steinbruchs 

(jeweils 500 000 m3) seien mit Siedlungsabfällen und vergleichbaren Abfällen aufgefüllt 

worden. Weitere 2 Millionen m3 seien in zwei weiteren Phasen mit Abfällen aufgefüllt 

worden, nämlich in den 1990er-Jahren sowie ab 2008, bis 2013 die Staatsanwaltschaft 

eingeschritten sei. Seit 2004 gelange Sickerwasser aus der Deponie ins Grundwasser. 

Anstrengungen zur Sanierung des Standorts und zur Verringerung des Gehalts an 

Schwermetallen seien ergebnislos geblieben. Nach zwei Jahren, in denen immer wieder 

gemeinsame Sitzungen (ARPA, ASL, Provinz Vercelli, Region und Gemeinde) stattgefunden 

hätten, sei 2015 die Entscheidung getroffen worden, den Standort dauerhaft zu sichern. 

Derzeit erfolgten Deponierungen in sehr geringem Umfang, da die Schließung des Standorts 

im Gange sei und bis nächsten Sommer die Deckelung erfolgen werde. 

 

Luigi Bondonno unterstreicht, dass auch die Gemeindeverwaltung von Alice Castello seit 

2015 neue Deponien ablehne, wobei allerdings die Überwachung der bestehenden Deponien 

nach wie vor eine schwierige Aufgabe sei, und zwar vor allem seit der Auflösung des 

Konsortiums der Gemeinden der Provinz Vercelli im Jahr 2016, das für die Kontrollen 

zuständig gewesen sei. Diese Last ruhe nun auf der Gemeinde, die nur acht Angestellte ohne 

entsprechende Fachkenntnisse habe. In diesem Zusammenhang werde die ohnehin schwierige 

Lage von der übermäßigen Verwaltungsaufsplitterung im Piemont noch verschärft. 
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Etappe 3: 

Deponien A2A und ASRAB sowie Einfahrt zum Standort Alice 2 zwischen Alice Castello und 

Cavaglià: Die umstrittenen Deponien (Tronzano hat bei dem Verwaltungsgericht der Region 

Piemont Klage gegen die Erweiterung des Standorts eingereicht und das Verfahren ist noch 

anhängig) befinden sich in 30 m tiefen Steinbrüchen. Das alte Flussbett der Dora ist in einem 

Umkreis von 1,8 km mit Steinbrüchen übersät, von denen einige bereits erschöpft seien, 

während andere genehmigt, aber noch nicht in Betrieb seien. Andrea Chemello bringt die 

Hoffnung zum Ausdruck, dass die anderen Gruben in Zukunft nicht mehr aufgefüllt, sondern 

begrünt werden oder sich von selbst renaturieren. Das Gebiet Valle Dora sei in der Provinz 

Vercelli kein Einzelfall. Um das Leben und die Gesundheit der Menschen zu schützen, 

bedürfe es einer auf lange Sicht ausgelegten Regelung, die auf die korrekte und in 

morphologischer Hinsicht sichere Sanierung der gefährdeten Grundwasserleiter ausgerichtet 

ist. 

 

Nach Einschätzung von Andrea Chemello ist ein solcher Ansatz unvereinbar mit der 

permissiven Auslegung der einschlägigen europäischen Rechtsvorschriften, wie sie im Falle 

der beiden Deponien, die Gegenstand der genannten Klage sind, zu verzeichnen sei, denn 

gemäß diesen Rechtsvorschriften sei die Einrichtung von Deponien verboten, wenn keine 

natürlichen geologischen Barrieren vorhanden sind. Die regionalen Rechtsvorschriften 

müssten auch den Schutz der Neubildungsgebiete des Grundwassers umfassen, die nicht mit 

den Einzugsgebieten verbunden sind. Im Gegensatz zu den bislang von der Region Piemont 

gefassten Beschlüssen seien auch nach dem Beschluss der Regionalverwaltung vom 

2. Februar 2018 die Beschränkungen nicht über das Gebiet Valle Dora hinaus ausgedehnt 

worden, möglicherweise im Vertrauen auf den großen Wasserreichtum der Region. 

 

Auf die Frage nach dem Transport von Abfällen im Gebiet Valle Dora antwortet Anna 

Andorno, dass mit Lkw-Kolonnen – unter anderem illegal im Schutz der Dunkelheit – auch 

Abfälle aus anderen Regionen herangeschafft würden (beispielsweise von der Deponie 

Malagrotta bei Rom). Derzeit würden nach wie vor Abfälle aus der ganzen Provinz Biella in 

diese Deponien gebracht. Trotz der Vermittlungsversuche des „Movimento Valledora“ 

(Bewegung Valledora) gebe es zu diesem Themenkreis keinen Dialog zwischen den 

Provinzen Biella und Vercelli. 

 

Die Divergenzen zwischen den Gemeinden würden durch die Kompensationszahlungen (die 

sich bis zu 3–4 Mio. EUR belaufen können) verschärft, die die Betreiber an die Gemeinden 

entrichten würden, die die Deponien aufnehmen. Dies gelte beispielsweise für die Gemeinde 

Cavaglià, auf deren Gebiet sich die Einfahrt zur Deponie Alice 2 befindet, während die 

Gemeinde Tronzano, die stets gegen die Deponie eingetreten sei, weil sie von Anfang an den 

größeren Schaden gehabt habe, niemals irgendeine Kompensation erhalten habe.  

 

Andrea Chemello betont, dass auch auf der Ebene der Gemeinden ein langfristiger Ansatz 

bei der Abfallwirtschaftspolitik erforderlich sei und dass es im Rahmen eines solchen 

Ansatzes den Entscheidungsträgern in den Gemeinden nicht mehr möglich sein sollte, 

derartige Zahlungen anzunehmen. Die unbestreitbare Tatsache, dass Deponien mehr als 

100 Jahre lang bestehen können, werde nämlich von den Entscheidungsträgern, deren eigene 

Amtszeit nur wenige Jahre betrage, nicht berücksichtigt. 
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Etappe 4 

Cascina La Mandria (Santhià) und Gießerei SACAL (Carisio): In der Nähe von Cascina La 

Mandria, wo etwa ein Dutzend Familien leben, befindet sich ein riesiger Steinbruch, der von 

einem Zaun umgeben ist. Die Felder rund um den Steinbruch werden zum Anbau von Mais 

genutzt, während sich in unmittelbarer Nähe ein großer Grundwassersee befindet, der circa 

ein Sechstel der Größe des Lago di Viverone aufweist. Nach den geltenden Rechtsvorschriften 

dürfen unterirdische Grundwasserleiter und Oberflächenleiter nicht miteinander verbunden 

sein. Dennoch gelangt das Grundwasser hier an die Oberfläche und versorgt nicht weit 

entfernt die Brunnen der Trinkwasserleitungen (Pufferzone von 200 m). Da die regionalen 

Rechtsvorschriften keine Bestimmungen über Pufferzonen bei Anbauflächen enthalten, ist der 

Maisanbau in einem Abstand von nur 5–6 m von den Baggerseen erlaubt.  

 

Andrea Chemello weist darauf hin, dass Abbautätigkeiten in Italien nach wie vor durch ein 

Gesetz aus dem Jahr 1920 geregelt werden und dass die Gesetzgebungsbefugnis in diesem 

Bereich mangels nationaler Gesetze zur Abfallbewirtschaftung – mit Ausnahme von Gesetzen 

zur Umsetzung europäischer Richtlinien – allein den Regionen zukommt. Angesichts eines 

derart unzureichenden und widersprüchlichen Rechtsrahmens sollte ein Bürgermeister – als 

öffentlicher Bediensteter, dem vor allem das Wohlergehen der Bevölkerung vor Ort am 

Herzen liegen müsse – seine politischen Entscheidungen stets gemäß einem auf 

Nachhaltigkeit ausgerichteten Ansatz treffen.  

 

Luigi Bondonno unterstreicht, dass finanzielle Unterstützung erforderlich sei, um wirksame 

Kontrollen und Prüfungen durchführen zu können. Er bringt die Hoffnung zum Ausdruck, 

dass die Bürger künftig zumindest genauso viel Einfluss haben wie die multinationalen 

Konzerne, in deren Händen das Geschäft mit den Abfällen liege. 
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Schlussbemerkungen 

 

• Die Anhörungen und die Ortsbesichtigung haben deutlich gemacht, dass die allgemeine 

Anwendung der Grundsätze der Vorsorge und der Prävention bei allen Stellen, die für den 

Schutz der Gesundheit und der Umwelt im Gebiet Valle Dora zuständig sind, Vorrang 

genießt, was insbesondere für die Umsetzung des Verbots neuer Deponien in den 

Grundwassereinzugsgebieten und Puffergebieten sowie die Begrünung der Steinbrüche 

nach Einstellung der Abbautätigkeiten gilt. 

• Was die Abstände zu den Deponien angeht, sind im Einklang mit Anhang I Ziffer 1.1 

Buchstabe a der Richtlinie 1999/31/EG sowohl Wohngebiete als auch landwirtschaftliche 

Flächen zu berücksichtigen. Dies gilt z. B. im Falle von Cascina La Mandria, wo sich die 

Tiefbrunnen der Trinkwasserleitungen, die es versorgen, und die Maisfelder, die es 

umgeben, in einem lächerlich geringen Abstand von den Seen in dem 

Steinbruch-/Deponie-Standort befinden (200 m bzw. 5 bis 6 m). Daher muss auch für 

landwirtschaftliche Intensivkulturen eine obligatorische Pufferzone festgelegt und in jedem 

Fall die Verwendung schädlicher Stoffe verboten werden. 

• Die Einführung belastbarer Garantien für die Sanierung und eines Verbots der Ausbringung 

von Klärschlamm zum Schutz landwirtschaftlich genutzter Böden steht zudem im Einklang 

mit dem Verursacherprinzip, den Grundsätzen der Vorsorge und Vorbeugung sowie dem 

Grundsatz, Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämpfen, die 

in Artikel 191 AEUV verankert sind. 

• Es sollte darauf abgezielt werden, den Anteil der unsortierten Abfälle immer weiter zu 

verringern, damit dieses Kernziel der Strategie für die Kreislaufwirtschaft nach und nach 

verwirklicht werden kann. Diese Strategie beruht auf Reduzierung, Wiederverwendung 

und Recycling sowie auf der Umgestaltung des Abfallbewirtschaftungssystems unter 

Einbeziehung der in den einschlägigen EU-Rechtsvorschriften vorgesehenen erweiterten 

Herstellerverantwortung. 

• Es müssen nicht nur im Gebiet Valle Dora, sondern in ganz Italien strukturelle Lösungen 

gefunden werden, um zu verhindern, dass derartige Probleme fortbestehen oder in Zukunft 

erneut auftreten. 

• Im Gebiet Valle Dora erweist sich die Situation aufgrund der Zersplitterung in zahlreiche 

Gemeinden (wie überall im Piemont) als besonders komplex, da diese Zersplitterung dazu 

beigetragen hat und weiterhin dazu beiträgt, die Divergenzen in der Abfallbewirtschaftung 

zu verstärken, zumal sich im Laufe der Jahre jeweils Gemeindeverwaltungen mit immer 

wieder anderer Ausrichtung ablösen. Derartige Diskrepanzen sind auch auf der Ebene der 

Provinzen festzustellen.  

• Das Subsidiaritätsprinzip – im vorliegenden Fall auf subnationaler Ebene – könnte eine 

korrigierende Rolle spielen, wenn die den Provinzen übergeordnete Gebietskörperschaft – 

die Region – ersatzweise einschreiten würde, damit die in den staatlichen und regionalen 

Rechtsvorschriften vorgegebenen Ziele erreicht werden. In Anbetracht der übergreifenden 

Dimension der zu schützenden öffentlichen Interessen – Umwelt und öffentliche 
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Gesundheit – darf auch der Staat als alleiniger Ansprechpartner und Garant der loyalen 

Zusammenarbeit mit den Organen der EU nicht abseitsstehen. 

• Die Probleme im Gebiet Valle Dora fallen zwar in die Zuständigkeit der Region, der 

Bürgermeister merkt jedoch während der Ortsbesichtigung an, dass es keinen italienweiten 

Abfallbewirtschaftungsplan gibt, sondern dass gemäß den einschlägigen italienischen 

Rechtsvorschriften die Abfallbewirtschaftung (auch in Bezug auf Steinbrüche8) den 

einzelnen Regionen überantwortet ist. Andrea Chemello beklagt in diesem Zusammenhang 

in seiner Eigenschaft als Petent in dem kürzlich übermittelten Bericht über die Ergebnisse 

des Treffens mit Beamten des Umweltministeriums9, dass das Ministerium geltend 

gemacht habe, dass es nicht befugt sei, in dieser Angelegenheit eine Prüfung 

durchzuführen, und dass ihm auch keine Informationen über Verstöße vorlägen, die 

Veranlassung zur Einleitung einer Überprüfung in dieser Angelegenheit geben. Überdies 

hätten seine Gesprächspartner betont, dass das Ministerium von der Region Piemont und 

den betreffenden Provinzen unterrichtet worden sei, auch wenn es nicht einfach gewesen 

sei, von der Region Informationen über den Fall Valle Dora zu erhalten. 

• Dies macht deutlich, dass das Umweltministerium in Koordinierungsmaßnahmen zur 

Umsetzung des Gesamtplans für die Sanierung, die Renaturierung und den Schutz der 

Landschaft im Gebiet Valle Dora einbezogen werden muss, der sich in eine 

weitreichendere Initiative einfügt, auf die sich die Kommission bezieht (Fußnote 30), wenn 

sie unterstreicht, dass sie die Bewirtschaftung der Deponien wegen der immer 

wiederkehrenden Abfallnotstände im Land kontinuierlich überwacht10. 

                                                 
8 Die Regelung der Abbautätigkeiten geht auf das Königliche Dekret Nr. 1443 vom 29. Juli 1927 und den 

Präsidialerlass Nr. 616/1977 zurück, durch den die Steinbrüche und Kiesgruben betreffenden 

Verwaltungsaufgaben den Regionen übertragen wurden. Allerdings hat der Verfassungsgerichtshof stets darauf 

bestanden, dass die Gesetzgebungsbefugnisse der Regionen durch die gemäß Artikel 117 allein dem Staat 

zuerkannte Befugnis zur Regelung der Umwelt in ihrer Gesamtheit beschränkt werden, da es sich um ein 

öffentliches Interesse von Verfassungsrang handelt (siehe das Urteil 151/2011). 
9 Schreiben vom 18. Januar 2019 über die Ergebnisse des Treffens von Andrea Chemello mit Beamten des 

Umweltministeriums in Rom (15. Januar 2019). 
10 In Bezug auf Deponien sind mehr als 20 Petitionen anhängig, von denen der Großteil Mittel- und Süditalien 

betrifft: 273/10 (Malagrotta – Rom), 197/12 (Corcolle – San Vittorino – Latium), 771/12 (Pian dell’Olmo – 

Riano – Rom), 1203/12 (Mechanisch-biologische Abfallaufbereitungsanlage (TMB – Trattamento meccanico 

biologico) via Salaria – Rom, in der es kürzlich zu einem Brand kam), 2160, 2167, 2330 und 2478/13 

(Cupinoro – Rom); 2222/13 (Bracciano – Latium); 31/06 (Dioxine aus Deponien in Kampanien), 26/07 (Valle 

della Masseria – Kampanien), 347/08 (Acerra – Müllverbrennungsanlage in Neapel); 756/07 (Ariano Irpino – 

Avellino), 955/08 (Chiaiano – Neapel), 413/10 und 1166/10 (Terzigno – Kampanien), 694/10 (Quarto – Neapel), 

732/10 (Porto San Rocco – Provinz Triest), 424/11 (Alta Irpinia – Kampanien), 787/10 und 1270/11 (Ferandelle 

und Maruzzella – Provinz Caserta); 302/13 (Motta Sant’Anastasia – Catania); 501/14 (La Martella – Matera); 

671/14 (Provinz Lecce), um nur die Petitionen aus der siebten Wahlperiode des Europäischen Parlaments zu 

nennen. Zu einigen dieser Petitionen führte der Petitionsausschuss eine eingehendere Untersuchung mittels einer 

Informationsreise nach Italien vom 29. bis 31. Oktober 2012 betreffend die Abfallbewirtschaftung in Lazio und 

Kampanien durch. In der endgültigen Fassung des Arbeitsdokuments vom 31. Januar 2013 „betont [der 

Petitionsausschuss] seine entschiedene Ablehnung der in der Region Lazio verfolgten Politik bei der 

Abfallbewirtschaftung und insbesondere der Tatsache, dass man sich zu sehr auf Deponien als einer so 

genannten Lösung der Probleme zunehmenden Hausmülls und Industrieabfalls konzentriert hat; […] ist stark 

besorgt über die offensichtliche Unfähigkeit der Regional- und Provinzialbehörden, auf transparentere und 

kohärentere Weise mit den Kommunen bei der Aufstellung einer praktikablen Abfallstrategie 

zusammenzuarbeiten, wozu die Beteiligung der Zivilgesellschaft gehört; diese Strategie muss sich auf 

Abfallverminderung, Abfallsortierung und Recycling, einschließlich Kompostierung und biomechanischer 

https://www.legambiente.it/sites/default/files/docs/rapporto_cave_2017.pdf
https://www.legambiente.it/sites/default/files/docs/rapporto_cave_2017.pdf
https://www.legambiente.it/sites/default/files/docs/rapporto_cave_2017.pdf
https://www.legambiente.it/sites/default/files/docs/rapporto_cave_2017.pdf
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Empfehlungen 

 
Der Petitionsausschuss – hinsichtlich der von Andrea Chemello in der Petition 906/16 

geäußerten wesentlichen Anliegen – 

 

1. empfiehlt, vorrangig folgende Ziele zu verfolgen: Verbesserung der Umweltqualität, 

Schutz der menschlichen Gesundheit, umsichtige und rationelle Verwendung von Wasser 

und anderen natürlichen Ressourcen sowie zu diesem Zweck: Anwendung der 

Grundsätze der Vorsorge und Vorbeugung und des Grundsatzes, 

Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie des 

Verursacherprinzips (Artikel 191 AEUV) in allen Fällen im Gebiet von Valle Dora, in 

denen Steinbrüche aufgelassen worden sind oder möglicherweise aufgelassen werden, in 

denen sich Abfallentsorgungsanlagen in Grundwassereinzugsgebieten oder 

Grundwasserneubildungsgebieten befinden oder in denen Deponien keine natürlichen 

geologischen Barrieren aufweisen bzw. sich in einem geringen Abstand von den 

Tiefbrunnen der Trinkwasserleitungen, von Kanälen, von Wasserbecken oder von 

Wohngebieten bzw. landwirtschaftlichen Flächen befinden, was eindeutig einen Verstoß 

gegen die einschlägigen Bestimmungen von Anhang I der Richtlinie 1999/31/EG über 

Abfalldeponien darstellt; 

2. nimmt das Urteil des EuGH in der Rechtssache C-498/17 (Kommission / Italien) vom 

21. März 2019 betreffend eine Vertragsverletzungsklage zur Kenntnis, in dem der Hof 

feststellt, dass Italien bei 44 Deponien gegen seine Verpflichtungen aus der 

Richtlinie 1999/31/EG über Abfalldeponien verstoßen hat; fordert, dass unverzüglich 

Abhilfemaßnahmen ergriffen und die Verstöße wiedergutgemacht werden; 

3. bedauert zutiefst, dass Deponien in unmittelbarer Nähe von Wohngebieten und 

landwirtschaftlichen Flächen, über Einzugsgebieten von Grundwasser für den 

menschlichen Gebrauch und in Gebieten ohne natürliche geologische Barrieren 

genehmigt und errichtet wurden, was nicht mit Anhang I der Richtlinie 1991/31/EG in 

Einklang zu bringen ist, in dem unter anderem festgelegt ist, dass natürliche geologische 

Barrieren von künstlichen geologischen Barrieren nur vervollständigt, aber nicht 

vollständig ersetzt werden können; ist der Ansicht, dass es sich hier sowie bei der 

Ausweitung bestehender Deponien auf der Grundlage einer willkürlichen Auslegung 

desselben Kriteriums um nicht nachahmenswerte Vorgehensweisen handelt; 

4. schlägt vor, dass die Regionen im Einklang mit dem EU-Recht Einschränkungen des 

Auffüllens von Abbaugruben fördern; hebt hervor, dass Steinbrüche nach der Beendigung 

des Abbaus wieder als Grünflächen hergestellt werden müssen; unterstreicht, dass das für 

das Auffüllen – sofern beschlossen – von Abbaugruben von Steinbrüchen verwendete 

Material dieselben chemischen, physikalischen und agronomischen Eigenschaften wie 

das abgebaute Material aufweisen muss, damit weitere Umweltschäden verhindert 

                                                                                                                                                         
Abfallbehandlung, gründen, bevor man eine Abfallentsorgung über Deponien oder Verbrennung in Betracht 

zieht, die nur als letzter Ausweg angesehen werden sollten“.  
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werden, da das betreffende Gebiet aus geologischer und hydrogeologischer Sicht stark 

gefährdet ist; 

5. betont, dass das Gebiet Valle Dora als Einzugsgebiet für Grundwasser für den 

menschlichen Gebrauch ausgewiesen wurde, und bedauert, dass in der Vergangenheit 

trotz der rechtlichen Beschränkungen, die einen Bau von Abfallbeseitigungsanlagen 

verhindert haben, die Lagerung von Siedlungs- und Industrieabfällen und von Sondermüll 

genehmigt wurde; 

6. kritisiert, dass die zuständigen Behörden seit den 1980er-Jahren mehrere Steinbrüche und 

Deponien im Gebiet Valle Dora genehmigt und die Inbetriebnahme ermöglicht haben, 

ohne die geologischen und hydrogeologischen Gegebenheiten wie etwa die hohe 

Gefährdung des Grundwasserleiters in dem betreffenden Gebiet gebührend zu 

berücksichtigen; 

7. bekundet seine Besorgnis über die Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit und die 

Umwelt und über die von Deponien ausgelöste Grundwasserverschmutzung; fordert die 

zuständigen Behörden auf, für den umfassenden Schutz der menschlichen Gesundheit 

Sorge zu tragen und strukturelle Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die Verschmutzung 

des Grundwassers behoben wird und Einzugsgebiete von Grundwasser für den 

menschlichen Gebrauch in der ganzen Region uneingeschränkt und wirksam vor 

jeglichem Risiko einer künftigen Verschmutzung geschützt werden; 

8. unterstützt die lokalen Behörden und die Zusammenschlüsse von Bürgern in ihrer strikten 

Ablehnung sämtlicher Aktivitäten, bei denen es zu Unfällen kommen könnte und/oder 

durch die Wasserressourcen verschmutzt oder für den Gebrauch als Trinkwasser 

ungeeignet gemacht werden könnten; 

9. weist erneut darauf hin, dass bestimmte Arten gefährlicher Abfälle ordnungsgemäß 

entsorgt werden müssen; 

10. empfiehlt, auf regionaler Ebene verbindliche Vorschriften zu erlassen oder auf Ebene der 

Provinzen geeignete Kontrollinstrumente vorzusehen, um erweiterte 

Herstellerverantwortung, haushaltsnahe Sammlung, Reduzierung unsortierter Abfälle, 

Reparatur, Wiederverwendung und Recycling zu fördern und auf diese Weise in Richtung 

Kreislaufwirtschaft voranzuschreiten; 

11. ist der festen Überzeugung, dass nationale, regionale und lokale Behörden innerhalb ihres 

jeweiligen Zuständigkeitsbereichs zusammenarbeiten und kohärente Maßnahmen 

ergreifen müssen, damit die Abfallrichtlinien der EU sowie die nationalen, regionalen 

und kommunalen Rechtsvorschriften wirksam umgesetzt werden, wozu auch ein 

angemessenes Besteuerungssystem und der Austausch über bewährte Verfahren gehören, 

sodass Vorbeugung, Wiederverwendung, getrennte Sammlung und Recycling auf ein 

Höchstmaß gesteigert werden, um den Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft zu fördern, 

in der die Zivilgesellschaft das Ziel, das Abfallaufkommen auf null zu senken, anstrebt; 

12. beglückwünscht die Behörden vor Ort zu ihrem unverbrüchlichen Engagement und zu 

den Synergien, mit denen Projekte für Vorbeugung, getrennte Sammlung und Recycling 

gefördert werden sollen, damit für ein Höchstmaß an Schutz der menschlichen 

Gesundheit und der Umwelt gesorgt ist; ist der Ansicht, dass auf allen Ebenen eine 
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wirksame und zielgerichtete Vorgehensweise eingeschlagen werden muss, um die 

Bemühungen der Behörden vor Ort unter anderem im Wege finanzieller und technischer 

Unterstützung zu fördern; 

13. empfiehlt, auf regionaler Ebene einen umfassenden und klar umrissenen Plan für die 

Sanierung, die morphologische Renaturierung und den Schutz des Gebiets auszuarbeiten. 

Dieser Plan, der der Kommission zur Überwachung vorgelegt werden sollte, könnte als 

Vorbild für strukturelle Lösungen und dazu herangezogen werden, Notlagen in vielen 

anderen Teilen Italiens zu bewältigen, die ebenso gefährdet sind wie das Gebiet Valle 

Dora; 

14. empfiehlt, Valle Dora in das nationale Strategieprogramm „Umwelt und Gesundheit“ 

aufzunehmen, das von der leitenden Gesundheitsbehörde verwaltet und vom 

Gesundheitsministerium finanziert wird11, Synergien und Abfallbewirtschaftungspläne 

unter Federführung des Umweltministeriums zwischen den regionalen und kommunalen 

Behörden und der Zivilgesellschaft abzustimmen, damit Industrie, Landwirtschaft und 

Handel ökologisch nachhaltig gemacht werden, und das Abfallbewirtschaftungssystem 

neu zu konzipieren, damit der Übergang zur Kreislaufwirtschaft und zu einer Strategie, 

bei der das Abfallaufkommen auf null reduziert wird, gelingt; 

15. weist darauf hin, dass alle gerichtlichen, legislativen und administrativen 

Umweltschutzmaßnahmen – sowohl mit Blick auf Vorbeugung als auch auf Neuordnung 

und Sanierung von Steinbrüchen bzw. Deponien – dank der Initiative, des 

Verantwortungsgefühls und der vorausschauenden Vorgehensweise einiger Behörden vor 

Ort und insbesondere des Bürgermeisters von Tronzano Vercellese – Verfasser und 

unermüdlicher Unterstützer der Petition 906/16 – eingeleitet, verfolgt und umgesetzt 

wurden; würdigt außerdem die Reaktivität und die Beharrlichkeit zahlreicher Anwohner 

der Gemeinden, die in den Provinzen wie Vercelli und Alessandria in der Region 

Piemont am stärksten von schwerwiegenden und unumkehrbaren Verschmutzungen des 

Grundwassers bedroht sind; 

16. bedauert, dass weder der Umweltminister noch einer seiner Vertreter bei den Sitzungen 

der Informationsreise anwesend war, was die allgemeinen Debatten über die betreffenden 

Themen sicherlich aufgewertet hätte; 

17. fordert die Kommission nachdrücklich auf, die Mitgliedstaaten bei ihren 

Umsetzungsbemühungen engmaschig zu überwachen und zu unterstützen und hierfür 

gegebenenfalls auch technische Hilfe zu leisten, wobei der Schwerpunkt auf einer 

verbesserten Koordinierung zwischen nationalen und regionalen Behörden sowie auf der 

Abfallvermeidung, der Förderung von Wiederverwendung und Recycling sowie auf der 

Ausweitung der getrennten Sammlung liegen sollte; 

 

18. hält es für geboten, dass wirksame Legislativmaßnahmen ergriffen werden, mit denen 

Pufferzonen für den Ackerbau in der Nähe von Baggerseen vorgeschrieben werden und 

das Problem der in der Landwirtschaft verwendeten Chemikalien, die in den Tiefbrunnen 

                                                 
11 Epidemiologische Studie SENTIERI, in deren Rahmen derzeit 41 hochgradig verschmutzte Standorte 

überwacht werden (darunter das Unternehmen ILVA in Taranto und das Unternehmen Amiantifera di Balangero 

(Asbesttagebau Balangero) in Turin), wo die Sterberate bei den Einwohnern um 4–5 % höher ist als bei der 

Bevölkerung insgesamt. Vgl.  

http://www.vasroma.it/inquinamento-i-40-buchi-neri-dove-le-bonifiche-sono-un-sogno/
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zahlreicher Gemeinden gefunden wurden, angemessen angegangen wird; 

19. ist zutiefst besorgt über die hohe Sterblichkeitsrate, das gehäufte Auftreten von 

Krebserkrankungen jeglicher Ausprägung und das in einer epidemiologischen Studie 

nachgewiesene hohe Risiko der Menschen vor Ort, die in der Umgebung einer 

Aluminiumgießerei wohnen, an Bauchspeicheldrüsenkrebs und Tumoren des 

Verdauungstrakts zu erkranken; weist nachdrücklich auf die von der regionalen 

Umweltschutzagentur festgestellten alarmierend hohen Dioxin- und PCB-Emissionen 

dieser Industriebranche hin; fordert die zuständigen Behörden auf, unverzüglich gezielte 

Maßnahmen zum umfassenden Schutz der Gesundheit der Bürger zu ergreifen. 
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